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Text 

§ 9. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind berechtigt und verpflichtet, eine 
Person, bei der sie aus besonderen Gründen die Voraussetzungen der Unterbringung für gegeben 
erachten, zur Untersuchung zum Arzt (§ 8) zu bringen oder diesen beizuziehen. Bescheinigt der Arzt das 
Vorliegen der Voraussetzungen der Unterbringung, so haben die Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes die betroffene Person in eine Anstalt zu bringen oder dies zu veranlassen. Wird eine 
solche Bescheinigung nicht ausgestellt, so darf die betroffene Person nicht länger angehalten werden. 

(2) Bei Gefahr im Verzug können die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes die betroffene 
Person auch ohne Untersuchung und Bescheinigung in eine Anstalt bringen. 

(3) Der Arzt und die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben unter möglichster Schonung 
der betroffenen Person vorzugehen und die notwendigen Vorkehrungen zur Abwehr von Gefahren zu 
treffen. Sie haben, soweit das möglich ist, mit psychiatrischen Einrichtungen außerhalb einer Anstalt 
zusammenzuarbeiten und erforderlichenfalls den örtlichen Rettungsdienst beizuziehen. 
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